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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheitspolitik

Mit einem diskussionslos verabschiedeten Postulat ihrer Kommission für Rechtsfragen
beauftragte die grosse Kammer den Bundesrat, einen Bericht und Vorschläge zu
unterbreiten, ob und wie die Aktivitäten und Massnahmen des Bundes im Kampf gegen
die verschiedenen Gefährdungen der Gesundheit wie beispielsweise Drogen,
Betäubungsmittel, Medikamentenmissbrauch, Alkohol, Tabak, Luftverschmutzung,
Radioaktivität etc. besser koordiniert und aufgrund einer allgemeinen und
übersichtlichen Strategie optimiert werden könnten. 1

POSTULAT
DATUM: 02.06.1993
MARIANNE BENTELI

Medikamente

Preisüberwacher Marti nahm mit Genugtuung von den Preissenkungen Kenntnis,
kündigte aber an, dass er die Preiserhöhungen noch einmal auf ihre
Verordnungskonformität anschauen werde. Bundesrätin Dreifuss schloss sich dem an
und wies das BSV an, die Preiserhöhungen noch einmal zu überprüfen und dabei auch
die übrigen Kriterien der Verordnung (medizinisches Bedürfnis, Zweckmässigkeit,
Zuverlässigkeit und Wirtschaftlichkeit) anzuwenden. Inskünftig soll es dem BSV
untersagt sein, automatische Preiserhöhungen von Amtes wegen vorzunehmen; zudem
muss es Preiserhöhungen der Preisüberwachung unterbreiten, damit diese ihr
Empfehlungsrecht wahrnehmen kann. Ein überwiesenes Postulat Hochreutener (cvp,
BE) bemängelte überdies die Preisverzerrungen, die wegen der gewählten Methode
(Vergleich des Publikumspreises) enstanden seien, und regte an, inskünftig auf einen
Vergleich der Herstellerpreise abzustellen. 2

POSTULAT
DATUM: 13.12.1996
MARIANNE BENTELI

Der Nationalrat überwies ein Postulat Hubmann (sp, ZH), welches den Bundesrat
ersucht, im Rahmen der gesamtschweizerischen Stop-Aids-Kampagne eine Kampagne
speziell für die Zielgruppe der heterosexuellen Männer durchzuführen. Hubmann
begründete dies damit, dass die Neuansteckungen mit dem HI-Virus zwar generell
rückläufig seien, dass sie aber gerade in der heterosexuellen Bevölkerung zugenommen
hätten. Eine Kampagne für Männer sei deshalb angebracht, weil es Situationen gebe, in
denen sich Frauen nicht aktiv schützen könnten, beispielsweise wenn ihnen die Männer
ihre gelegentlichen ausserpartnerschaftlichen Sexualkontakte verschweigen. 3

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
MARIANNE BENTELI

Immer mehr kommen neben medizinisch gerechtfertigten Medikamenten sogenannte
“Life-style-drugs” auf den Markt. Im Berichtsjahr machte vor allem “Viagra”, ein Mittel
gegen Potenzstörungen, viel von sich reden. Oppositionslos nahm der Nationalrat ein
Postulat Günter (sp, BE) an, welches den Bundesrat auffordert, derartige Präparate
nicht in die Liste der kassenzulässigen Arzneien aufzunehmen. 4

POSTULAT
DATUM: 09.10.1998
MARIANNE BENTELI

Im Einverständnis mit dem Bundesrat nahm der Nationalrat ein Postulat Robbiani (cvp,
TI) an, welches anregt, es sei zu veranlassen, dass die Hersteller von Medikamenten
verpflichtet werden, die Wirkstoffe und Hilfsmittel anzugeben, welche Allergien oder
andere unerwünschte Wirkungen hervorrufen können. Dadurch würde die
Heilmittelgesetzgebung der Lebensmittelgesetzgebung angeglichen. 5

POSTULAT
DATUM: 06.10.2006
MARIANNE BENTELI

Ständerat Eugen David (cvp, SG) forderte in einem Postulat dazu auf, die
Wirtschaftlichkeit von teuren Krebsmedikamenten zu überprüfen. Er kritisierte, dass
der Preis eines Medikamentes auch dann nicht geändert wird, wenn sich der Umsatz
vervielfacht hat. Das widerspreche grundlegenden ökonomischen Prinzipien. Weiter
zeigte sich David besorgt, dass wegen der hohen Preise nicht mehr die ganze
Bevölkerung von den Fortschritten in der Krebsforschung profitieren könnte. Der
Bundesrat beantragte die Annahme des Postulats. Er sei sich der problematischen
Preisentwicklung bei den Onkologika bewusst. Eine Analyse der Kosten der

POSTULAT
DATUM: 05.12.2006
MARIANNE BENTELI
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Herstellerfirmen sei deshalb notwenig. Je nach Ergebnis würden allfällige Massnahmen
zur Preisdämpfung zu prüfen sein. 6

Ein Postulat Jacqueline Fehr (sp, ZH) forderte den Bundesrat auf, zu zeigen, welche
Trends sich im Bereich der „smart drugs“ abzeichnen und welcher politische
Handlungsbedarf besteht. Ausserdem sollte aufgezeigt werden, wie die
Medikamentenabhängigkeit in eine umfassende, kohärente Suchtpolitik eingearbeitet
werden kann. Der Bundesrat empfahl das Postulat zur Annahme, insbesondere deshalb,
weil ein Bericht zur Ausarbeitung einer kohärenten Suchtpolitik bereits in Bearbeitung
sei. Dem folgte auch der Nationalrat und nahm das Postulat an. 7

POSTULAT
DATUM: 25.09.2009
LINDA ROHRER

Gegen den Willen des Bundesrates nahm der Ständerat mit 22 zu 8 Stimmen ein
Postulat Maury Pasquier (sp, GE) an, welches die Erstellung eines Berichtes forderte,
der die heutige Vorgehensweise bei der Festsetzung des Verfallsdatums von
Medikamenten beurteilt sowie Massnahmen beinhaltet, die getroffen werden könnten,
damit dieses Verfallsdatum nicht missbräuchlich zu kurz angesetzt wird. 8

POSTULAT
DATUM: 08.12.2009
LINDA ROHRER

Der Nationalrat nahm ein Postulat Humbel (cvp, AG) an, das vom Bundesrat einen
Bericht über die Optimierung der Medikamentenversorgung fordert. Der Bericht solle
aufzeigen, wie der Anteil an Generika erhöht werden könne, wie sich ein
Billigstpreissystem im Medikamentenbereich auswirken würde, inwieweit Medikamente
bei Bagatellerkrankungen aus den Pflichtleistungen gestrichen werden können und
welche Massnahmen gegen die Entsorgung von bezogenen, aber ungebrauchten
Medikamenten ergriffen werden können. 9

POSTULAT
DATUM: 19.03.2010
LUZIUS MEYER

Le Conseil national a adopté un postulat de sa CSSSP demandant au Conseil fédéral de
publier un rapport déterminant les conditions nécessaires afin de pouvoir interdire aux
hôpitaux de prescrire des produits de marque aux patients au moment de leur sortie
pour ne prescrire que leurs principes actifs. Le Conseil fédéral a répondu que le choix
des produits relève de la liberté thérapeutique, il s’est toutefois montré prêt à
améliorer la pratique de la prescription et d’en empêcher l’utilisation à des fins
commerciales dans la loi sur les produits thérapeutiques. 10

POSTULAT
DATUM: 03.03.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Ein Postulat auf dem Gebiet der Medikamentenpreise wurde im Mai von Nationalrat
Bortoluzzi (svp, ZH) eingereicht. Darin wurde der Bundesrat aufgefordert, zu den
Anpassungsvorschlägen der Pharmaindustrie für das Medikamenten-
Preisbildungssystem Stellung zu nehmen und aufzuzeigen, wie er die herrschenden
Probleme zu lösen beabsichtigte. Neben zwei Forderungen zum Auslandpreisvergleich -
die Ermöglichung von Preissenkungen und Preiserhöhungen sowie die Berücksichtigung
des therapeutischen Quervergleichs – wollte der Postulant ein neues, nutzen- und
patientenorientiertes Preisfestsetzungssystem für Medikamente erarbeiten lassen, um
damit das geltende System, welches massgeblich von den Währungsschwankungen und
politischen Entscheidungen im Ausland abhängig sei, abzulösen. Diese letzte Forderung
war die einzige, welche der Bundesrat in seiner Antwort positiv aufnahm. Im Rahmen
verschiedener Gespräche mit Vertretern der Pharmaindustrie, der Versicherer und der
Konsumentenorganisationen habe das EDI Offenheit für gemeinsame Vorschläge der
genannten Stakeholder gezeigt, wie der Preisfestsetzungsmechanismus mittelfristig (ab
2015) angepasst werden soll. So schlug der Bundesrat unter Berücksichtigung eines
Postulates Schenker (sp, BS) (Po. 12.3614) die Annahme dieses Punktes vor, jedoch die
Ablehnung der zwei vorangestellten Forderungen. Diesem Antrag folgte die grosse
Kammer. 11

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Das Postulat Schenker (sp, BS) wurde von der Nationalrätin Mitte Juni eingereicht und
beauftragte den Bundesrat, einen Bericht zu verfassen und aufzuzeigen, wie in der
nächsten Medikamenten-Preisfestsetzungsrunde (ab 2015) vorgegangen werden könne.
Dabei seien sowohl die Interessen der Pharmaindustrie, jene der Krankenkassen als
auch diejenigen der Konsumentinnen und Konsumenten zu berücksichtigen. Die
Methode sei so auszugestalten, dass sie auf möglichst klaren und transparenten
Grundlagen basiere und dem Gleichgewicht zwischen therapeutischem Wert und
Wechselkursen besser gerecht werde, als dies bis anhin der Fall gewesen sei. Der
Bundesrat sah ein, dass im Hinblick auf die nächste Festsetzung der Preise ein Dialog
stattfinden müsse. Mit dem Vorschlag auf Annahme des Postulats und der Aussicht auf
Besserung der Gespräche mit allen betroffenen Akteuren legte der Bundesrat den
Grundstein zur Annahme des Geschäfts, die im September in der grossen Kammer
erfolgte. 12

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Aus Sorge vor Versorgungsschwierigkeiten im Medikamentenbereich reichte
Nationalrätin Heim (sp, SO) im Juni des Berichtsjahres ein Postulat mit dem Titel
Sicherheit in der Medikamentenversorgung ein. Das in der grossen Kammer
angenommene Anliegen verlangt einen Kurzbericht mit Angaben über die
Versorgungssituation in den Spitälern; über die geltenden gesetzlichen Grundlagen des
Bundes; über den Vollzug durch die zuständigen Behörden sowie über die Umsetzung
der Leistungserbringer. Der Bericht soll dazu dienen, Problemfelder und Ursachen zu
eruieren und Handlungsempfehlungen daraus abzuleiten. Im Laufe der regelmässigen
Evaluation der Versorgungslage hatte der Bundesrat bereits 2006 Massnahmen
ergriffen, namentlich mit einer vorgezogenen Teilrevision des Heilmittelgesetzes, damit
Spitäler und Apotheken die Versorgung der Patienten mit Arzneimitteln besser
sicherstellen konnten. 13

POSTULAT
DATUM: 28.09.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Eine Klärung der möglichen Aufgaben von Apotheken in der medizinischen
Grundversorgung verlangte Ruth Humbel (cvp, AG) im September 2012 in einem
Postulat vom Bundesrat. Da das Selbstdispensationsverbot, also das Verbot für
Ärztinnen und Ärzte, die verschriebenen Medikamente selbst zu verkaufen, sich nicht
konsequent umsetzen lasse, sollten Apothekerinnen und Apotheker im Hinblick auf den
sich abzeichnenden Mangel an Hausärzten gewisse Leistungen wie Impfungen oder
Messungen selbst durchführen können. Der Bundesrat solle daher aufzeigen, wie das
Tätigkeitsgebiet von Apothekerinnen und Apothekern ausgebaut werden könne und
welche Folgen eine solche Änderung auf deren Aus- und Weiterbildung sowie auf die
Vergütungsmodelle hätte. 
Der Bundesrat beantragte das Postulat zur Annahme und erklärte sich bereit, die
«strategisch optimierte Nutzung der pharmazeutischen Fachkompetenz in der
Grundversorgung» darzulegen. Im Dezember 2012 nahm der Nationalrat den Vorstoss
stillschweigend an. 14

POSTULAT
DATUM: 14.12.2012
ANJA HEIDELBERGER

In drei Postulaten (Po. 14.3295; Po. 14.3296 und Po. 14.3297) forderte die
Geschäftsprüfungskommission des Ständerats Berichte zur Aufnahme und
Überprüfung von Medikamenten in der Spezialitätenliste. Zunächst sollte zwecks
verbesserter Berücksichtigung des Medikamentennutzens eine Präzisierung und
Ergänzung der Kriterien zum Nachweis der Wirksamkeit und Zweckmässigkeit
vorgenommen werden. Der zweite Vorstoss zielte auf eine Optimierung der Kriterien
zur Bestimmung der Wirtschaftlichkeit. Konkret sollte im Bereich des therapeutischen
Quervergleichs die Festlegung von Vergleichsgruppen und eine Weiterentwicklung der
Kosten-Nutzen-Analyse geprüft werden. Im Zusammenhang mit dem
Auslandpreisvergleich sollte eine verbesserte Berücksichtigung der tatsächlich von den
Krankenkassen im Ausland vergüteten Medikamentenpreise erlangt werden. Das dritte
Postulat sollte ermöglichen, dass in die Spezialitätenliste aufgenommene Medikamente,
welche die Kriterien der Wirksamkeit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit nicht
mehr erfüllen, konsequent von der Spezialitätenliste gestrichen werden können. Der
Bundesrat beantragte Annahme aller drei Vorstösse – und entsprechend folgte der
Ständerat stillschweigend. Alle sind auch im Zusammenhang mit dem Postulat Schenker
(sp, BS) und dem Postulat Bortoluzzi (svp, ZH) zu betrachten. 15

POSTULAT
DATUM: 13.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Die Abnehmende Wirkung von Antibiotika und die Resistenzbildung beschäftigten den
Nationalrat im Zusammenhang mit einem Postulat Heim (sp, SO). Es fordert den
Bundesrat auf, im Rahmen seiner Antibiotikastrategie zu prüfen, wie oft rezeptfreie,
antibiotikahaltige Medikamente verwendet werden und ob dem Konsum Einhalt
geboten werden müsse. Hintergrund des Vorstosses war ein Expertenbericht, der vor
Antibiotikaresistenzen warnt. Die Autorengruppe sei jedoch von einer Firma, die
antibiotikafreie Arzneimittel herstellt, unterstützt worden. Der Bundesrat solle eine
unabhängige Sicht ermöglichen. Da Antibiotikaresistenzen letztlich die öffentliche
Gesundheit gefährdeten und die Problematik entsprechend ernst genommen werden
müsse, sah sich der Bundesrat gewillt, die geforderte Umsicht walten zu lassen. Das
Ratsplenum nahm das Postulat in der Sommersession entsprechend diskussionslos
an. 16

POSTULAT
DATUM: 20.06.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Aus einem im Nationalrat überwiesenen Postulat der CVP-EVP-Fraktion erhielt der
Bundesrat im Herbst 2014 den Auftrag, Bericht über die Medikamentenverschwendung
zu erstatten. Dabei steht unter anderem eine Kostenschätzung im Zentrum. Zahlreiche
Medikamente werden jährlich von den Krankenkassen bezahlt, jedoch von den
Patientinnen und Patienten nicht eingenommen, sondern weggeworfen. Die Menge
derjenigen Medikamente, die nicht im Abfall landen, jedoch bei Abgabestellen oder
Apotheken zurückgegeben werden, sollte abgeschätzt werden und deren Kosten
beziffert werden. Weiter fordert die Fraktion eine Abschätzung des Volumens
derjenigen Medikamente, die tatsächlich weggeworfen werden. Entsprechend der
vermuteten Erkenntnisse solle die Regierung in der Folge aufzeigen, welche
Massnahmen zu ergreifen seien, um diesen Überkonsum einzudämmen. Vorgeschlagen
wurden die Einführung kleinerer Medikamentenpackungen sowie eine längere
Haltbarkeitsangabe auf denselben. Der Bundesrat hatte in seiner Reaktion die Kosten
bereits umreissen können. Gemäss Santésuisse belaufen sich diese auf jährlich rund
CHF 500 Mio. Der Bundesrat sei ebenso wie die Fraktion bestrebt, den Einsatz von
Arzneimitteln effizient zu halten und Abfälle möglichst zu vermeiden. Ähnliche Aspekte
waren bereits in zahlreichen anderen parlamentarischen Vorstössen behandelt worden,
weswegen nicht mehr als ein Kurzbericht im Sinne einer Übersicht über den Stand der
Arbeiten zur Verminderung der Medikamentenabfälle in Aussicht gestellt wurde. 17

POSTULAT
DATUM: 26.09.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einem Postulat «Verlässliche Entscheidungsgrundlagen für die
Arzneimitteltherapie» wollte die SGK-NR den Bundesrat beauftragen, einen Bericht zur
medizinischen Forschung vorzulegen, wobei der Fokus auf Medikamente gelegt werden
soll, deren Patent abgelaufen ist. Die Kommission nahm Bedenken einer Fachzeitschrift
auf, worin ein Artikel die mangelnden Entscheidungsgrundlagen für Therapieentscheide
aufgegriffen hatte. Es geht im Wesentlichen um die Förderung von klinischen Studien
über Arzneimittel, deren Patent abgelaufen ist. Die Pharmaindustrie beschränke sich in
ihren eigenen Studien – verständlicherweise – auf Produkte im Entwicklungsstadium,
oder solche, deren Zulassung bevorsteht, um die Wirksamkeit dieser neuen
Arzneimittel zu belegen. Im besten Fall würden patentabgelaufene Medikamente noch
mitberücksichtigt. Viel häufiger verschwinden jedoch ältere Medikamente aus
klinischen Studien mit der Folge, dass deren Datenlage trotz jahrelanger klinischer
Anwendung ungenügend bleibt. Diese Kritik nahm die Kommission auf und forderte
unter anderem den Einsatz von mehr Mitteln zur Durchführung von klinischen Studien.
Das Postulat wurde im März 2015 im Nationalrat behandelt. Der Bundesrat hatte bereits
in seiner Stellungnahme seine ablehnende Haltung kundgetan und verwies unter
anderem auf das seit 2014 in Kraft stehende Humanforschungsgesetz. In dieser Norm
sind vereinfachte regulatorische Anforderungen für Therapieoptimierungsstudien
vorgesehen, worunter auch Studien mit Medikamenten, deren Patentschutz abgelaufen
ist, fallen. 
Im Ratsplenum wurde keine lange Debatte nötig. Zwar gab es aus der Kommission einen
Minderheitsantrag Borer (svp, SO), der das Postulat nicht unterstützte, aber der
Nationalrat folgte der Mehrheit seiner SGK und nahm das Postulat an. Als Sprecherin
trug Yvonne Gilli (gp, SG) das Anliegen nochmals vor. Gilli war es auch, die bereits 2013
ein gleichlautendes Postulat eingereicht, dieses aber zugunsten des jetzt behandelten
Kommissionsvorschlags wieder zurückgezogen hatte. Eindringlich wies sie auf die
bestehenden Forschungslücken hin, die aufgrund mangelnden Interesses der
Pharmaindustrie entstünden. Es gebe keinen Nutzen für die Arzneimittelproduzenten
neue Medikamente mit Medikamenten zu vergleichen, deren Patentschutz abgelaufen
ist. Deswegen müsse in diesem Bereich nachgebessert werden. Das Ratsplenum folgte
diesem Appell und nahm das Postulat mit 97 zu 77 Stimmen bei einer Enthaltung, und

POSTULAT
DATUM: 09.03.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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also gegen den Willen des Bundesrats, an. 18

Das Postulat Ingold (evp, ZH) zu Human Enhancement wurde Mitte 2015 abgeschrieben,
da die aufgegriffenen Forderungen inzwischen erfüllt wurden. Der in der
bundesrätlichen Antwort auf das Postulat in Aussicht gestellte Bericht
(«Leistungssteigernde Arzneimittel») wurde am 6.11.2014 publiziert, womit dieses
Geschäft erledigt wurde.
Der Bericht enthält eine Auslegeordnung über Neuroenhancement und die
therapeutische Anwendungen solcher methylphenidathaltigen Arzneimittel, wobei der
Fokus auf verschreibungspflichtige Pharmaka gelegt wurde. Der Bericht geht davon aus,
dass etwa 4 Prozent der erwerbstätigen oder sich in Ausbildung befindlichen
Bevölkerung mindestens einmal verschreibungspflichtige Arzneimittel zur
Stimmungsaufhellung oder Leistungssteigerung eingenommen hat, ohne jedoch eine
medizinische Indikation zu haben. Dies entspreche jedoch noch keinem
problematischen Konsum und die Verbreitung sei ebenfalls nicht besorgniserregend.
Die verfügbaren Daten liessen aber andererseits keine genaueren Rückschlüsse zu. Der
Bundesrat äusserte im Bericht gleichwohl seine Absicht, die Entwicklung betreffend die
Nutzung und Verschreibung von Neuroenhancern zu verfolgen. Ebenso solle die
Verwendung von leistungssteigernden Substanzen in der Nationalen Strategie Sucht
mitberücksichtigt werden, was wiederum eine Abdeckung über die Suchthilfe
ermöglichen könne. Davon versprach sich die Regierung eine frühzeitige Debatte zu
solchen Medikamenten mit der Chance, bei auftretenden Problemen rasch Handeln zu
können. 
Die Nutzung und Verschreibung von methylphenidathaltigen Arzneimitteln stehe in
starkem Zusammenhang mit ADHS. 3 bis 5 Prozent der Jugendlichen in der Schweiz
seien von diesem Leiden betroffen. Rund ein Viertel davon werde mit solchen
Medikamenten behandelt. Dabei sei aber eine Zunahme zu verzeichnen, was jedoch vor
allem auf eine vermehrte Nutzung durch erwachsene Personen zu erklären sei. Die
Abgabe an Kinder und Jugendliche verharre auf stagnierendem Niveau. Gemäss
Bundesrat sei diese Behandlungsrate adäquat.
Abschliessend zeigte die Regierung vier Handlungsempfehlungen auf. Bezüglich
Neuroenhancement gelte es ein Monitoring aufzubauen und zu prüfen, welche
Anpassungen im Suchtmonitoring Schweiz nötig seien, um die Entwicklungen in diesem
Bereich abzubilden. Ferner gelte es auch, Neuroenhancement in die Suchtprävention
aufzunehmen. Bezüglich der therapeutischen Anwendung von methylphenidathaltigen
Arzneimitteln wurde das BAG beauftragt, die Entwicklungen zu beobachten und
regelmässig zu kommunizieren. Zudem müsse bezüglich des Einsatzes von solchen
Substanzen die Qualitätssicherung hochgehalten werden, wofür eine Arbeitsgruppe
Ritalin federführend aktiv werde. Dafür werde eine Datenbank in der Kinderheilkunde
fortgeführt. 19

POSTULAT
DATUM: 15.06.2015
MAXIMILIAN SCHUBIGER

Mit einem Postulat forderte Erich Ettlin (cvp, OW) einen schnelleren Zugang für
Patienten zu Arzneimitteln mit neuen Indikationen – also mit neuen
Einsatzmöglichkeiten – respektive die Prüfung einer Verkürzung der Zulassungsfrist von
Medikamenten durch den Bundesrat. Der Postulant nahm damit Erkenntnisse einer
gemeinsamen Studie der Industrie und Swissmedic auf, wonach die Zulassungsfristen in
der Schweiz viel länger sind als im Ausland. Beziehungsweise, so Ettlin, dauere die
Bearbeitung in der Arzneimittelbehörde hier länger. Das sei bedenklich, da dadurch
Patientinnen und Patienten in der Schweiz länger auf innovative Therapien warten
müssten. Es sei überdies gezeigt worden, dass die Zulassung einer
Indikationserweiterung viel rascher bewerkstelligt werden könne als die Prüfung und
Zulassung neuer Wirkstoffe. Swissmedic solle dahingehend seine Praxis anpassen. Der
Postulant äusserte überdies den Wunsch, dass man dies noch vor der Umsetzung des
neuen Heilmittelrechts in Angriff nehme. Der Bundesrat teilte das Anliegen, entgegnete
jedoch in seiner Vorstossantwort, dass eine Beschleunigung der Verfahren gegenwärtig
nicht möglich sei. Es würden bereits Anstrengungen in diesem Bereich unternommen,
teilweise infolge einer Motion Cassis (fdp, TI) und einer  Motion Eder (fdp, ZG).
Deswegen sollte noch abgewartet und auf die Annahme des Postulats verzichtet
werden.
In der Ratsdebatte wurde nur kurz auf das Postulat eingegangen, wobei es Ettlin gelang,
seine Kolleginnen und Kollegen zu überzeugen. Er zeigte sich unzufrieden mit den
„Vertröstungen” der Regierung und bezeichnete seinen Vorstoss als eigentliches
Wiedererwägungsgesuch, er wolle überdies auch eine weitere Verzögerung in der Sache
verhindern. Für die Wettbewerbsfähigkeit des Schweizer Standorts sei eine

POSTULAT
DATUM: 14.03.2017
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Fristverkürzung wesentlich, unter anderem auch weil andere Staaten von der Schweizer
Zulassung abhängig seien. Die Chance sei mit seinem Postulat zu packen. Mit 25 zu 17
Stimmen wurde das Postulat gutgeheissen. 20

Ständerätin Liliane Maury Pasquier (sp, GE) wollte den Bundesrat mittels Postulat zur
Ausarbeitung eines Berichtes über die reproduktionsschädigende Wirkung des
Antieptileptikums Depakine und dessen Generika bzw. des Wirkstoffes Valproat
beauftragen. Laut der Postulantin würden 10 Prozent der Kinder von Frauen, welche
während der Schwangerschaft Valproat einnahmen, mit Missbildungen wie einer Spina
bifida oder einem Herzfehler geboren. 30 bis 40 Prozent wiesen Entwicklungsstörungen
auf. Obwohl die Effekte von Depakine, welches vor fünfzig Jahren auf den Markt kam,
seit längerer Zeit bekannt seien, würden werdende Eltern nicht genügend über die
bestehenden Risiken informiert. So sei das Medikament alleine in Frankreich zwischen
2007 und 2014 über 14'000 Schwangeren verschrieben worden – ohne jeglichen
Verweis auf mögliche Nebenwirkungen. In der Folge sei eine strafrechtliche
Untersuchung eröffnet, eine Sammelklage eingereicht und ein Entschädigungsfonds
eingeführt worden. Auch in der Schweiz hätten im vergangenen Jahr mehrere
betroffene Familien aufgrund fehlender Risikoaufklärung die Gerichte angerufen. Die
Behandlungsrisiken für Schwangere würden erst seit 2015 klar als Nebenwirkung
aufgeführt. Da die Schweiz kein Register über Verschreibungen kenne und die Meldung
von schwerwiegenden Nebenwirkungen erst seit 2012 obligatorisch sei, sei die Zahl der
schwangeren Frauen, welche das Medikament verabreicht bekamen, unbekannt, so die
Postulantin. Ihr geforderter Bericht soll daher die Zahl der bei Swissmedic gemeldeten
Geburtsschäden und Entwicklungsstörungen, die im Zusammenhang mit Valproat
stehen, aufzeigen und gleichzeitig abschätzen, wie viele Fälle in Zukunft erwartet
werden würden. Zudem soll die Wirksamkeit der kürzlich eingeführten Massnahmen –
unter anderem die Aktualisierungen der Arzneimittelverpackung und der
Fachinformationen – zur Prävention neuer Fälle bewertet und eine Erklärung dafür
geliefert werden, weshalb Frauen erst Jahre nach dem Bekanntwerden der
reproduktionsschädigenden Wirkungen systematisch informiert wurden. Auch im
Bericht enthalten sein sollen Vorschläge, welche dazu dienen, ähnliche Vorkommnisse
bei anderen Medikamenten zu verhindern. Um den Leidtragenden den
Entschädigungszugang auch nach mehreren Jahren garantieren zu können, sollen die
bestehenden Instrumente und notwendigen Gesetzesänderungen ebenfalls dargestellt
werden.
Bundesrat Alain Berset erklärte, dass die von der Postulantin aufgeworfenen Fragen
auch den Bundesrat beschäftigten. Er und seine Ratskolleginnen und -kollegen seien
der Meinung, dass vor allem die Schadensprävention verbessert werden müsse, was
unter anderem das Ziel des Bundesratsgeschäftes zur Qualitäts- und
Wirtschaftlichkeitssteigerung des Gesundheitssystems sei. Daher beantragte er die
Annahme des Postulates. 
Die kleine Kammer folgte diesem Antrag und nahm den Vorstoss stillschweigend an. 21

POSTULAT
DATUM: 13.06.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Jürg Stahl (svp, ZH) wollte den Bundesrat im März 2019 mittels Postulat beauftragen,
abzuklären, in welchem Umfang und unter welchen Voraussetzungen Artikel 27 des HMG
und gegebenenfalls weitere Bestimmungen dahingehend geändert werden können, dass
der Versandhandel mit nicht verschreibungspflichtigen Arzneimitteln ohne Minderung
der Behandlungssicherheit und ohne Qualitätsminderung gegenüber der Abgabe durch
den Fachhandel zugelassen wird. Die Ergebnisse sollen in Form eines Berichtes
festgehalten werden. Stahl begründete seinen Vorstoss damit, dass der Druck, den
Arzneimittelversandhandel zu liberalisieren, von verschiedenen Seiten her
zugenommen habe. Dies äussere sich auch darin, dass vermehrt auf ausländischen
Plattformen mit oft fragwürdiger Kompetenz Medikamente bestellt würden, deren
Herkunft oftmals ungewiss sei und deren Qualität in keiner Weise den schweizerischen
Anforderungen entspreche. Weiter führte Stahl in seiner eingereichten Begründung
aus, dass der Bundesrat die Situation eingehend analysieren und darstellen solle, was
die Einführung des Versandhandels für die entsprechenden Medikamente für
Apotheken und Drogerien, die Versorgung der Bevölkerung und die Patientensicherheit,
die Beratungsqualität sowie für die direkten und indirekten Kosten für das
Gesundheitssystem bedeuten würde. Zudem soll im Bericht auch aufgezeigt werden, ob
der Versandhandel mit Arzneimitteln die Festlegung neuer Parameter erfordere. Der
Bundesrat beantragte Annahme des Geschäfts. In der Sommersession 2019 kam der
Nationalrat diesem Antrag nach und stimmte dem Postulat stillschweigend und
diskussionslos zu. 22

POSTULAT
DATUM: 21.06.2019
JOËLLE SCHNEUWLY
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Mittels Postulat verlangte die SGK-NR im Mai 2020 vom Bundesrat die Prüfung einer
vereinfachten Zulassung von Medikamenten und Impfstoffen, die in Staaten «mit
einem gleichwertigen Zulassungssystem zugelassen sind». Dadurch sollten einerseits
die Versorgungssicherheit gewährleistet und andererseits attraktivere Marktpreise
erreicht werden. Der Bundesrat befürwortete den Vorstoss in seiner Stellungnahme
vom August 2020. Er wies auf die Stärkung der vereinfachten Zulassung durch die
Revision des Heilmittelgesetzes hin und erklärte, dass das Anliegen des Postulats im
Zusammenhang mit dem Bericht zu einer Motion der SGK-NR (Mo. 20.3166) geprüft
werden solle. Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat das Geschäft in
der Herbstsession 2020 an. 23

POSTULAT
DATUM: 23.09.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

In der Sondersession vom Oktober 2020 schrieb der Nationalrat das Postulat Humbel
(cvp, AG) «Für eine kostenbewusstere Medikamentenversorgung» im Zusammenhang
mit dem ersten Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen (BRG
19.046) ab, da der Bundesrat in der Zwischenzeit unter anderem verschiedene
Massnahmen zur Kostensenkung bezüglich Generika vorgenommen habe, beispielsweise
die Änderung der Preisabstandsregelung für Generika auf den 1. März 2017 hin. 24

POSTULAT
DATUM: 29.10.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Epidemien

Im Mai 2020 reichte die FDP.Liberale-Fraktion ein Postulat zur Gewährleistung der
Versorgung mit Medikamenten, Impfstoffen und medizinischem Material während der
Covid-19-Pandemie ein. Dazu sollte der Bundesrat das unentbehrliche Material in
einem Bericht definieren und Umsetzungsvorschläge zu dessen Sicherstellung in der
Not, etwa durch Stärkung der nationalen und europäischen Zusammenarbeit, durch
Leistungsaufträge, Pflichtlager oder ein zentrales Inventar, aufzeigen. In
Übereinstimmung mit einer ähnlichen Motion der SGK-SR (Mo. 20.3166) empfahl der
Bundesrat das Postulat zur Annahme. Stillschweigend folgte der Nationalrat dem Antrag
in der Herbstsession 2020. 25

POSTULAT
DATUM: 25.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Im Juli 2018 lösten Zeitungsberichte darüber, dass eine Krankenkasse im Tessin das
Krebsmedikament zur Behandlung eines zwölfjährigen Jungen nicht übernehmen wolle,
da dieses für die Behandlung von Kindern nicht zugelassen und bei der Schweizer
Arzneimittelbehörde nicht registriert sei, in der Öffentlichkeit Empörung aus. In der
Folge entschied sich die Krankenkasse, die Kosten dennoch zu übernehmen. Damit war
aber ein allgemeines Problem ans Licht gelangt: Fast 80 Prozent der Medikamente, die
in der Kinderonkologie eingesetzt würden, seien nicht für Kinder zugelassen, war den
Medien zu entnehmen. Wegen der geringen Fallzahlen habe die Pharmaindustrie kein
Interesse an entsprechenden klinischen Studien, weshalb die Zulassung fehle. 

Im Oktober 2018 nahm auch das Parlament den Vorfall auf: Die SGK-NR reichte ein
Postulat ein, mit dem die Vergütung von Medikamenten für krebskranke Kinder
untersucht werden sollte. Der zu verfassende Bericht sollte die Voraussetzungen für
eine Übernahme durch die Krankenkassen, Rückerstattungsmöglichkeiten für Kosten
von im Ausland, nicht aber in der Schweiz zugelassenen Medikamenten sowie
Möglichkeiten zur Vermeidung der Ungleichbehandlung durch die verschiedenen
Krankenkassen bei der Kostenübernahme von sogenannten Off-Label-Use-
Medikamenten, also Medikamenten, die nur für Erwachsene zugelassen sind,
untersuchen. Die Problematik sei bei Kindern besonders gross, da aufgrund der
geringen Anzahl Krebsfälle nur wenige spezifische Medikamente auf den Markt gebracht
würden, erklärte die Kommission. Der Bundesrat verwies auf die geplante Evaluation
der Umsetzung der Arzneimittelvergütungen durch das BAG und den entsprechenden
Passus in der KVV. Nach Abschluss dieser Evaluation könne der Bundesrat einen
entsprechenden Bericht ausarbeiten, erklärte er. Stillschweigend nahm der Nationalrat
das Postulat in der Frühjahrssession 2019 an. 26

POSTULAT
DATUM: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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